
sungsmäßigkeit eines Rechtssatzes hat Gesetzeskraft. Die Ent­
scheidungsformel ist im Gesetzblatt zu veröffentlichen.

Artikel 110

Das Verfassungsgericht entscheidet

1. über Verfassungsbeschwerden von Bürgerinnen und Bürgern 
gegen die Verletzung ihrer Menschen- und Bürgerrechte 
durch die öffentliche Gewalt;

2. über Zweifel an der Vereinbarkeit von Bundesrecht mit dieser 
Verfassung auf Antrag eines Fünftels der Mitglieder der 
Volkskammer, der Regierung des Bundes oder einer Landes­
regierung;

3. über Zweifel an der Vereinbarkeit von Verträgen gemäß Artikel 
80 mit dieser Verfassung nach Beginn des Gesetzgebungs­
verfahrens auf Antrag eines Drittels der Mitglieder der Volks­
kammer oder einer Landesregierung;

4. über Zweifel an der Vereinbarkeit von Landesrecht mit dieser 
Verfassung und mit sonstigem Recht des Bundes auf Antrag 
eines Drittels der Mitglieder der Volkskammer, der Regierung 
des Bundes oder einer Landesregierung;

5. auf Antrag eines Gerichts über die Vereinbarkeit eines Geset­
zes des Bundes oder von Landesgesetzen mit dieser Verfas­
sung, wenn das Gericht von der Verfassungswidrigkeit des 
betreffenden Gesetzes überzeugt ist und dies für die gericht­
liche Entscheidung von Bedeutung ist;

6. auf Antrag eines Gerichts über Zweifel, ob eine Regel des 
Völkerrechts Bestandteil des innerstaatlichen Rechts ist und 
ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten für den einzelnen 
erzeugt;

7. aus Anlaß von Streitigkeiten über den Umfang der Rechte und 
Pflichten von Bundesorganen oder anderer Beteiligter, die in 
dieser Verfassung oder in Geschäftsordnungen oberster Bun­
desorgane mit eigenen Rechten ausgestattet sind;

8. bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten 
des Bundes und der Länder, inbesondere bei der Ausführung 
von Bundesrecht durch die Länder und bei der Ausübung der 
Bundesaufsicht;

9. in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen
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